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TÜRKEI 

von 
NERMİN ABADAN-UNAT 

Die ersten Versuche den despotisch-absolutistischen Charakter des Osmanischen Reiches 
durch die Einführung des Prinzips der Volksvertretung zu andern, gehen auf den Reform
erlalS von Gülhane des Sultans 'Abd ü/-Meschid (3. l l. l 8 38) zurück, der allen osmanischen 
Untertanen ohne Unterschied von Rasse und Religion die wesentlichsten Grundrechte 
zugestand. Dieser als erste konstitutionelle Charta bezeichnete ErlalS hat spatere Reformbe
wegungen mit dem Ziel eines Überganges zur konstitutionellen Monarchie inspiriert. Als 
Ergebnis dieser Bestrebungen wurde die sich stark an das belgische Vorbild anlehnende 
Verfassung von l 876 durch 'Abdül-Hamid Il. dem Volk oktroyiert. Die Gewaltenteilung 
wurde allerdings nicht übernommen, die Machtstellung des Sultans damit gefestigt. Nach 
einem kurzfristigen parlamentarischen Experiment wurde aber schon r 878 durch Nicht
Einberufung des Parlaments die Verfassung wieder, bis 1908, suspendiert. Nichtsdestowe
niger bewirkte die Einführung des Reprasentationsprinzips eine Intensivierung im ProzelS 
der politischen Willensbildung, die sich allerdings innerhalb des heterogenen, ethnisch und 
religiös uneinheitlichen Reichsgebietes als aulSerordentlich schwierig und komplex erwies. 

Anı Anfang dieser Entwicklung hatte die Gründung von politischen Geheimorganisatio
nen gestanden, deren wichtigste zum Teil ihr Vorbild in den Unabhangigkeitsbewegungen 
der nicht-islamischen Minoritaten sah en. r 8 5 9 entstand in Istanbul der von Offizieren, 
Geistlichen und Beamten gebildete » Bund der Verschworenen « (Fedayiler Cemiyeti) mit der 
Absetzung von Sultan 'Abdül 'Aziz als Ziel. Sechs J ahre spater gründeten 2 5 o Mitglieder der 
literarischen Elite und der Bürokratie die erste politische Organisation, die schon den 
Charakter einer politischen Partei trug, die »Neuen Osmanen« (Yeni Osmanlılar). Als 
Vorbild dienten der italienische Geheimbund der Carbonari und die Freimaurerlogen. Trotz 
der kurzen Dauer dicses Vereins - von l 8 6 5-r 87 2 - hat er allein durch seine Existenz und 
den Versuch, die bestehenden politischen Institutionen nach westlichen Vorbildern zu 
andern, die politische und verfassungsrechtliche Entwicklung entscheidend beeinflufSt. 
Allerdings vermochte er keine Vertreter in das erste osmanische Parlament zu entsenden, das 
vorwiegend aus lokalen Honoratioren bestand. Diese Abwesenheit funktionsfahiger politi
scher Gruppen innerhalb des Parlaments wie auch die Verbannung und spatere Ermordung 
des Vaters der Verfassung von 1876, Mithat paşa, veranlalSte die liberal gesonnenen 
»lntellektuellen«, die sog. » Jungtürken«, freiwillig ins Exil nach Europa zu gehen. Ab l 889 
wurden im Ausland über 20 geheime Vereine gegründet, alle mit dem Ziel, den Despotismus 
des Sultans abzuschaffen und die Verfassung von l 876 wieder in Kraft zu setzen. Den 
gröfSten EinflufS gewann der 1889 gegründete »Verein für Osmanische Einheit und Fort
schritt« İTC, Osmanlı İttihat ve Terakki Cemiyeti) mit Hauptsitz in Paris, der sich ab r 891 
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KoMITEE FüR EıNHEIT UND FoRTSCHRITT (İttihat ve Terakki) nannte. AnlaB!ich des ersten 
Kongresses des Komitees in Paris 1902 vollzog sich eine wichtige Spaltung. Die Mehrheit 
unter Führung Ahmet Riza's entschied sich für die Gründung eines nationalen, zentralisti
schen Staates. Die zweite Fraktion unter Führung eines oppositionell gesonnenen Mitgliedes 
des Herrscherhauses, Prinz Sabahaddin, optierte für einen föderativen Staatsaufbau und 
eingeschrankte staatliche Intervention und gründete den » Verein für Privatinitiative und 
Dezentralisierung« (Teşebbüs-Ü Sahsl ve Ademi Merkeziyet Cemiyeti). Als Sultan 'Abdül

Hamid Il. 1908 durch die Armee gezwungen wurde, die konstitutionelle Monarchie 
wiederherzustellen, fiel die Macht dem nunmehr legalen Komitee zu. Obwohl die Mehrheit 
des Kabinetts und des inzwischen wieder zusammengetretenen Parlaments ihm angehörte, 
fehlten ihm noch samtliche Merkmale einer politischen Partei. Wichtigstes Organ war ein 
kooptierendes, nach unten geschlossenes Zentralkomitee unter der Führung eines General
sekretars. 

Dem KoMITEE FüR EINHEIT UND FoRTSCHRITT gelang es zwar nach 1908, das Parlament 
wieder funktionsfahig zu gestalten und anı 3 ı. 3. ı 909 den Meutereiversuch von reaktio
nar-religiös motivierten Elementen niederzuschlagen. Andererseits zeigten sich bereits zu 
diesem Zeitpunkt starke diktatorische Tendenzen, die schlielfüch 1913 zum Ende des 
Parteilebens führten. Wahrend der Periode von 1908-1913 spielten folgende Parteien eine 
gewisse Rolle: PARTEI DER FREIEN OsMANEN (Osmanlı Ahrar Fırkası), Gründer: Prinz 
Sabahaddin, ı 9 ı o aufgelöst; die UN!ON DER MoHAMMEDANER (İttihad Muhammed Fırkası), 
die vorwiegend von Albanern gegründete 0SMAN!SCHE DEMOKRATISCHE PARTEI (Osmanh 
Demokrat Fırkası) sowie die erzkonservative, fanatische NEUE PARTEI (Hizb-1 Cedid). Anı 
21. ı ı. 191 ı vereinten sich samtliche oppositionellen Krafte in einer einzigen Frontorgani
sation, die sog. »En tente Liberale«, als KoMITEE FüR FREIHEIT UND EıNHEIT (Hürriyet ve itti laf 
Fırkası). Die stark manipulierten und als » Knüppelwahlen « bezeichneten Wahlen von ı 9 ı 2 
gestatteten dieser Opposition lediglich 6 von 275 Sitzen zu erobern. Nach dem Mord an 
Premierminister Mahmut Şevket paşa, Juni 1913, und dem darauf folgenden Balkankrieg 
wurde das Mehrparteiensystem faktisch abgeschafft. Die politische Macht konzentrierte 
sich immer mehr in den Handen des Triumvirats des KoMITEES FÜR EINHEIT UND FORTSCHRITT 
Enver, Cemal und Talat paşa. 

Eine Bilanz dieses ersten Versuches, ein parlamentarisches Leben einzuführen, zeigt 
einerseits den andauernden Willen, soziale Reformen durchzuführen, andererseits das 
Bestreben, die islamisch-osmanischen Fundamente beizubehalten. Die politische Atmo
sphare schwankte unentschieden zwischen dem türkischen Nationalismus (d. h. Türkismus) 
und dem Ottomanismus sowie Pan-Islamismus. Der Türkismus, dessen geistiger Vater der 
Soziologe Ziya Gökalp war, vertrat vor ailem das Ideal der politischen Vorherrschaft des 
türkischen Elements im Staatswesen. Diese Auffassung wurde von fast ailen progressiven 
Intellektuellen geteilt. Im Rahmen dieser geistigen Strömung verfocht eine kleine Minder
heit das Ideal, aile Türkenstamme in einem grol5en Türkenreiche zu vereinen (Pan
Turanismus). Die Konservativen dagegen wollten ein neues theokratisches Imperium auf 
der panislamischen Theologie errichten. Der Einflul5 des westlichen Sozialismus blieb wegen 
der sehr geringen Industrialisierung auf ein Minimum begrenzt, kleine linke Parteien karnen 
über Ansatze nicht hinaus. 

Nach dem Waffenstillstand von 19 ı 8 erfolgte wiederum eine in tensi ve politische Aktivi
tat in Form von Gründung politischer Vereine und ,Parteien. Unter den zwei Dutzend 
neugegründeter Parteien sind zu vermerken: die ERNEUERUNGSPARTEI (Teceddüd Fırkası), ein 
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Versuch, das aufgelöste Komitee für EINHEIT UND FORTSCHRITT, dessen Führer ins Ausland 
geflüchtet waren, wieder zu beleben, sowie die von Fethi Okyar gegründete ÜSMANISCHE 
LiBERALE VOLKSPARTEI (Osmanlı Hürriyet-perver Avam Fırkası). Erhebliche Resonanz er
weckten politische Vereine wie der » Verein zur Gründung eines unabhangigen Kurdistan« 
(Kürdistan Teali Cemiyeti), Gründer Seyid Abdülkadir; der »Verein der Freunde GroBbri
tanniens« (lngiliz Muhipleri Cemiyeti), Gründer Said Molla; der » Verein der Prinzipien von 
Wilson« (Wilson Prensipleri Cemiyeti), Gründer die Publizistin Halide Edip u. a. Letztere 
Organisation konzentrierte sich auf die Durchführung der Grundsatze zur Erlangung der 
nationalen Selbstbestimmung. lnsgesamt gesehen, blieben diese Organisationen jedoch 
ohne weitere Konsequenzen, da die Alliierten als Besatzungsmacht jede politische Tatigkeit 
in lstanbul weitgehend unterbanden. in Anatolien dagegen hatte die nationalistische 
Freiheitsbewegung mehr Erfolg. in den Provinzhauptstadten der Peripherie, wie Edirne, 
Adana, İzmir, Erzurum, organisierte sich ein aktiver Widerstand gegen die Einkreisung und 
Annektierungsabsichten der Alliierten als auch gegenüber den territorialen, sezessionisti
schen Forderungen der ethnischen Minderheiten. Unter Führung von General Mustafa 

Kemal konstituierte sich in Sivas die » Vereinigung der Verteidigung der Rechte von 
Anatolien und Rumelien« (Anadolu ve Rumeli Müdafaayı Hukuk Cemiyeti), deren Mitglie
der in der anı 23.4. 1920 nach Ankara berufenen Nationalversammlung - dem neuen 
türkischen Parlament - die Mehrheit stellten. Die Kerngruppe dieser Vereinigung, die 
bedingungslos die Führung von Mustafa Kemal unterstützte, wurde bereits l 92 l als » Erste 
Gruppe« bezeichnet. l 922 bildete sich un ter Führung von Celaleddin Arif eine konservativ 
orientierte » Zweite Gruppe« aus l l 8 Mitgliedern (gegenüber einer Gesamtzahl von 4 3 7 

Abgeordneten). 
Nach dem Sieg der Nationalisten über die Alliierten beschloB Mustafa Kemal, die »Erste 

Gruppe« in eine Partei zu verwandeln, die� REPUBLIKANISCHE VoLKSPARTEI (CHP). Auch die 
»Zweite Gruppe« formierte sich zu einer Partei und gründete anı ı r. l ı. 1924 die FoRT
SCHRITTLICHE REPUBLIKANISCHE PARTEI (Terakkiperver Cumhuriyet Fırkası), die als liberal
konservative Organisation eine Verlangsamung der Reformen verlangte, aber bereits anı 
3. 6. 1925 verboten wurde. 

Ein zweiter Versuch, eine legale Oppositionspartei funktionsfahig zu gestalten, wurde anı 
9. 8. 1930 auf ausdrücklichen Wunsch von Kemal Atatürk durch Fethi Okyar unternom
men. Die dem Liberalismus zugewandte Partei, die sich als FREIHEITSPARTEI bezeichnete 
(Hürriyet Fırkası), gewann vor ailem in der agaischen Region sehr starken Widerhall. Yor 
ailem Gegner der sakularen Politik von Atatürk unterstützten sie mit ailen Kraften. Das 
AusmaB der anti-kemalistischen Ausschreitungen zwang Atatürk, diesen Versuch einer 
Demokratisierung des politischen Lebens aufzugeben und bereits anılı. ı l. 1930 die Partei 
wieder aufzulösen. Das bedeutete das Scheitern der Versuche Atatürks, eine pluralistische 
Gesellschaftsordung nach westlichem Vorbild zu übernehmen. Die Alleinherrschaft der 
CHP ist jedoch in keiner Beziehung mit den damaligen europaischen Diktaturen gleichzuset
zen. Sie gründete sich auf dem Fehlen einer politisch mündigen Öffentlichkeit und der trotz 
der Reformbestrebungen Atatürks bestehenden strukturellen Rückstandigkeit. Das Bestre
ben, dieser Alleinherrschaft ein Ende zu setzen, setzte sich fort, als sich die politischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen anı Ende des 2. Weltkrieges günstiger gestalteten und einen 
raschen Übergang zum Mehrparteien-System ermöglichten. 

Um die Entwicklung der politischen Parteien in der Türkei besser zu verstehen, muB die 
verfassungsrechtliche Entwicklung kurz skizziert werden. Die erste Verfassung von ı 876 
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verkörpert keine auf die Menschenrechte verankerte Gewaltenteilungslehre, sondern legiti
mierte lediglich die starke Machtstellung des Sultans. Der Sultan war Kalif (Art. 4), seine 
Person galt als heilig, und er war niemandem gegenüber verantwortlich (Art. 5 ) , er konnte 
eigenmachtig das Parlament auflösen (Art. 7). Diese Verfassung wurde von 'Abdül

Hamid II. 33 Jahre lang suspendiert. Nach der jungtürkischen Revolution von 1908 
vermerkt man cine viel starkere Neigung zum Parlamentarismus und der Volkssouveranitat. 
Demnach konnte das Parlament nur mit Zustimmung des Senats aufgelöst werden (Art. 7). 
Das Ausweisungsrecht des Sultans wurde aufgehoben (Art. l l 3). Der Revolution von 1908 
gelang es jedoch nicht, cine demokratische Verfassung zu schaffen. Der Dualismus zwischen 
der geistlichen und weltlichen Verwaltung blieb weiterhin gültig. Erst nach 1919 beginnt 
cine neue verfassungsrechtliche Phase. Wahrend der Periode des Freiheitskrieges vereinte 
die am 23. 4. 1920 zusammengerufene GroBe Nationalversammlung in sich die gesetzge
bende, vollziehende und bis zu einem gewissen Grade sogar die rechtsprechende Gewalt. Die 
Vollzugsbeauftragten waren persönlich sowie kollektiv dem Parlament gegenüber verant
wortlich. Der Prasident des Parlaments war zugleich Vors. des Vollzugsausschusses. Die am 
20. ı. 1921 verkündete erste provisorische Verfassung der neuen Türkei enthielt nur 23 
Artikel. Sie hatte lediglich zum Ziel, die dringendsten Organisationsprobleme mitten im 
Freiheitskampf in provisorischer Weise zu regeln. 

Nach der Ausrufung der Republik als Staatsform am 29. ı o. 19 23 und der Wahl Mustafa 

Kemals zum Staatsoberhaupt sowie der Abschaffung des Kalifats am 3. 3. 19 24, wurde 
T924 cine aus 105 Artikeln bestehende Verfassung ohne Einberufung einer Konstituante 
erlassen. Diese Verfassung berief sich auf das Prinzip der Gewalteneinheit, Normenkontrol
le durch ein rechtsprechendes Organ sowie Referendum waren nicht vorgesehen. Der 
GroBen Türkischen Nationalversammlung, die aile vier Jahre wieder zu wahlen war, oblag 
die gesamte gesetzgeberische Tatigkeit. Der Prasident der Republik wurde nicht in direkter 
Wahl, sondern für eine Wahlperiode von dem Plenum der Nationalversammlung (G.N.V.) 
gewahlt, die Wahlperiode dauerte vier Jahre, Wiederwahl war zulassig. Die Kompetenzen 
des Prasidenten waren eher beschrankt, er hatte kein Auflösungsrecht. Inhalt und Wirkung 
der Grundrechte in der Verfassung von 1924 waren dem Ermessen der parlamentarischen 
Mehrheit unterworfen. Nach dem 2. Weltkrieg sctztcn sich die Oppositionsparteien wieder
holt für eine Garantie der Grundrechte durch Einführung eines Zweikammersystems, 
Einrichtung eines Verfassungsgerichtes und Erweiterung der richterlichen Unabhangigkeit 
ein. Als diese Forderungen keine parlamentarische Mehrheit fanden, intervenierte die 
Armee. Nach der Revolution vom 27. 5. 1960 wurde cine Konstituante einberufen 
(13. 12. 1960), die cine neue Verfassung vorbereitete. Dieses neue Grundgesetz wurde am 
9. 7. 1961 durch ein Referendum mit 62 % Ja-Stimmen in Kraft gesetzt. Im Gegensatz zu der 
vorherigen Verfassung basierte sie auf dem Prinzip der Gewaltenteilung und einem Zwei
kammer-System. Die als Nationalversammlung bezeichnete erste Kammer bestand aus 450 
gewahlten Abgeordneten, die Zweite Kammer, Senat der Republik bezeichnet, bestand aus 
ı 50 gewahlten und l 5 vom Staatsprasidenten der Republik ernannten Mitgliedern. Die 
Nationalversammlung besaB vor dem Senat Vorrang in der Beratung und Verabschiedung 
der Gesetze. - Der Staatsprasident wurde von beiden Kammern gemeinsam gewahlt. Die 
Amtsdauer betrug sieben J ahre, Wiederwahl war nicht gestattet. Frühere Staatsprasidenten 
waren ex officio Mitglieder des Senats. 

Eine wichtige neue Komponente der neuen Verfassung war die Bedeutung, die den 
politischen Parteien eingeraumt wurde. Die Freiheit der Parteigründung war durch Art. 56 
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gewahrleistet. Weiterhin verfügte Art. 57, »Statute, Programme und Tatigkeit der politi
schen Parteien müssen den auf den Menschenrechten und Freiheiten heruhenden Grundsat
zen der demokratischen und laizistischen Republik und der Unteilbarkeit des Staatsgehietes 
und des Staatsvolkes entsprechen«. Einzelheiten regelte das anı 6. 7. l 96 5 erlassene Partei
engesetz Nr. 648. Diese Verfassung hatte his zum 12. 9. 1980 Bestand. An diesem Tag 
übernahm das Mili tar zum dritten Mal in der Geschichte der türkischen Republik die Macht 
und suspendierte aile Parteien. 

Das Wahlrecht innerhalb des Osmanischen Reiches war durch die Verfassung von 1876 
mittels einer Rechtsverordnung von 1877 geregelt. (Talimatı Muvakkate). Danach wurde 
das indirekte Wahlrecht angewandt. Voraussetzung für die Wahlmanner und Kandidaten 
war Vermögenshesitz anı Geburtsort. Das Wahlgesetz von 1908 hehielt das indirekte 
Wahlverfahren hei, wobei ein einjahriger Daueraufenthalt anı Wohnort und die Entrich
tung der Steuerpflicht hinzugefügt wurden. 

Das wahrend des Freiheitskrieges zusammengetretene Parlament von Ankara setzte sich 
aus zwei Kategorien von Abgeordneten zusammen: a) eine Gruppe von 92 Mitgliedern des 
in Istanhul aufgelösten osmanischen Parlaments, denen es gelungen war, nach Anatolien zu 
flüchten, h) weitere 343 Ahgeordnete, die gemaR dem osmanischen Wahlrecht aus den nicht 
hesetzten Provinzen karnen. Dieses indirekte Wahlrecht wurde 1924 auf aile volljahrigen 
Manner, 1934 auf aile volljahrigen Frauen übertragen. Dabei ergibt sich, daR die 13 
Wahlen, die vom Beginn des Parlamentarismus his zum Übergang zum Mehrparteiensystem 
abgehalten wurden, nicht den Charakter einer allgemeinen, freien, demokratischen Wahl 
hatten. Die anı meisten angefochtene indirekte Wahl war die »Knüppelwahl« von 1912. 
Nach dem Ühergang zum Mehrparteiensystem wurde anı 5. 6. 1946 ein neues Wahlrecht 
erlassen, das allgemeine, gleiche, direkte und geheime W ahi vorschrieb. Da das W ahlsystem 
jedoch auf einem sehr breiten starren Listensystem mit einfacher Mehrheit beruhte, führte es 
in zunehmendem MaRe zu einer wahren Vernichtung der Opposition, die 1954 trotz 41 % 

der Stimmen nur 26 von 540 Sitzen, 1957 für 57°/o der Stimmen nur 186 von 610 Sitzen 
erhielt. 

Diese durch das Wahlgesetz herbeigeführte üherdimensionale Machtposition der Regie
rungspartei, die diese u. a. dazu benutzte, durch Anderungen des Wahlgesetzes die Rechte 
der Opposition noch weiter zu heschranken (--> DEMOKRATISCHE PARTEI (1), führte dazu, daR 
nach der Revolution von 1960 sofort das Verhaltniswahlsystem eingeführt wurde. Wichtig 
erscheint hierbei, daR durch eine zusatzliche Anderung des Wahlgesetzes vor den Wahlen 
von 1965 eine Wahlperiode lang die Reststimmen, durch den sog. nationalen Koeffizient 
geteilt, an aile Parteien nochmals verteilt wurden. Hierdurch gelang es der sozialistischen 
TüRKISCHEN ARBEITERPARTEI (TİP) als erster linker parlamentarischer Partei, mit l 5 Sitzen in 
die Nationalversammlung einzuziehen. Dieses Wahlsystem überlebte jedoch nicht die 
nachste Wahl, und obwohl die TİP l 96 5 mit 3 ,o% der Stimmen l 5 Sitze er hal ten konnte, 
bekam sie nach der Anderung des Gesetzes 1969 mit 2,8 % der Stimmen nur noch 2 Sitze. 
Seit l 97 3 gelang es keiner linken Partei, einen einzigen Sitz in der Nationalversammlung zu 
gewinnen. Es hestand nach wie vor der Proporz, allerdings mit einem d 'Hondtverfahren, das 
ausgesprochen die gröReren Parteien hevorzugte. AnlaRlich der letzten Anderung des 
Wahlgesetzes (17. 5. 1979) wurde als Bedingung zur Teilnahme an den Wahlen verlangt, 
daR eine Partei entweder eine parlamentarische Fraktion besitzt (über ıo Mitglieder), oder 
eine Organisation in mindestens l 5 Provinzen langer als sechs Monate in Funktion aufrecht
erhalt. 
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Wahrend der ersten vier Jahre nach dem Übergang zum Mehrparteiensystem war der 
Hauptstreitpunkt zwischen den Parteien der MiBbrauch der Befugnisse der Exekutive 
zugunsten der Regierungspartei bei der Durchführung der Wahlen und der Auszahlung. 
Zwischen 1950 und 1960 konzentrierten sich die Diskussionen vorwiegend auf den 
Charakter des Wahlsystems und die staatliche Finanzierung der Wahlen. Letzteres wurde 
nach 1965 durch das Parteiengesetz geregelt. 

Seit l 969 galt die scharfste Kritik der Vorwahl der Kandidaten. Bei dieser innerparteilich 
eher oligarchisch durchgeführten Auswahl war die Reihenfolge auBerordentlich wichtig; 
das System hat bei den Wahlen l 977 zu gro/Sen innerparteilichen Zwistigkeiten geführt. Die 
Öffentlichkeit verlangt immer starker eine Demokratisierung bzw. eine Ausweitung der 
Vorwahl im Sinne der »primaries« in den USA. Ein weiteres Diskussionsthema ist die 
Verwirklichung des Versprechens, den türkischen Arbeitern im Ausland das Wahlrecht 
zuzugestehen. 

Die zunehmende Polarisierung und das Erstarren diametral entgegengesetzter politischer 
Gruppen hat seit 1961 zu weitgehendem Koalitionszwang geführt, allerdings mit wenig 
Erfolg. Wahrend in den 6oer Jahren die REPUBLIKANISCHE VüLKSPARTEI (CHP) zunachst mit 
der GERECHTIGKEITSPARTEI und spater mit den kleineren Parteien Koalitionen zustande zu 
bringen vermochte, und es von 1965-1973 der GERECHTIGKEITSPARTEI gelang, trotz des 
Proporzes unabhangige Regierungen zu bilden, haben sich seit 1973 bezüglich der parla
mentarischen Zusammenarbeit steigende Schwierigkeiten gezeigt. Die nach 1973 gebildete 
Erste und Zweite sog. Nationalfront - eine Koalition aller rechten parlamentarischen 
Parteien - brachte die erwünschte politische Stabilitat nicht. Andererseits hatte die türkische 
Linke, die wegen des Verbotes der Gründung einer Kommunistischen Partei lediglich aus 
der sozialdemokratisch gesinnten CHP bestand, anhaltend Schwierigkeiten, unter den 
Unabhangigen genügend Unterstützung zu finden. 

Die Wahlergebnisse zeigen ein relativ gleichbleibendes Bild der zwei groBen Parteien, d. h. 
die GERECHTIGKEITSPARTEI und die CHP, in starken Positionen. Beide Parteien erzielten ı 969 
zusammen 73,9 % ,  1973 69,4 % und 1977 80,6 % der Stimmen. Diese Verteilung der 
Stimmen laBt erkennen, weshalb das Zustandekommen jedweder Koalition sehr schwierig 
war. Ein weiteres Merkmal war die zunehmende Provinzialisierung des Parlaments und 
dessen relativ sehr hohe Fluktuation. SchlieB!ich ist zu vermerken, daB im Gegensatz zu den 
westlichen Vorbildern in der Türkei die politische Teilnahme anı höchsten in den Dörfern, 
anı niedrigsten in den Stadten war. 

Anı ı 2. 9. ı 980 übernahm die geeinigte Armeeführung zum dritten Mal in der Geschichte 
der Türkei die Macht. Die Verfassung blieb weiterhin gültig, samtliche Parteienaktivitaten 
jedoch wurden his zur Annahme der neuen Verfassung auf dem Wege eines Referendums 
suspendiert. 

Tarik Z. Tunaya, Türkıye' De S iyasi Partiler, 18 5 9-1952 ,  lstanbul 19 5 2; Y. Abadan, D ie  Entstehung der Türkei und  ihre 
verfassungsrechtliche Entwicklung bis T960. in: G. Leibholz (Hg. ) ,  Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart, Bd. 9 ,  S. 35 3-423; 
A. T. Payaslıoğlu, Turkey (Political Parties). in :  R. E. Ward/D. A. Rustow (Hg.), Political Modernization in Japan and Turkey, Princeton 
1964, S. 411-43 3; F. W. Frey, The Turkish Political Elite, Massachusetts 1 96 5; F. Tachau/H. Olman, Turkish Politics. The Attempt to 
rcconcilc rapid nıodernizarion with democracy, MidJle East Journal l9 , No. 2, ı 965;  D. Rustow, The Developmcntof Parties in Turkey. 
in : J. Lapalombara/M. Wicncr (Hg. ) ,  Political Parties ;ınd Political Developemenr, Princeton 1 966; C. H. Dodd, Politics and Government 
in Turkey, Sacramento 1969; K. H. Karpat, Socı;ıl Changc and Politics in Turkey, Leidcn 1973; F. Tachau, Thc Anatomy of Social and 
Political Change. Turkish Parties Parliaments and Elcctions, Comparativc Politics, Vol. 5, No. 4,  1973; S .  Sayan, Some notes on the 
beginning of mas<> polirical participation in Turkcy. in: E. D. Akarlı/G. Ben-Dor (Hg.), Political Participation in Turkey, Istanbul 1974, 
S. r ı 1- ı 33; E. T eziç. Siy;1si Partiler, lstanbul 1976, Gnçek Y. 
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Demokratische Partei (1) (DP, Demokrat Par
tisi). 

Gründung: 7. ı .  1946 in Ankara durch C. B ay
ar. Die DP entstand durch die andauernden kriti
schen Bemühungen einer relativ kleinen Dissiden
tengruppe innerhalb der --> REPUBLIKANISCHEN 
VoLKSPARTEI (CHP) im Parlament, die den Wider
stand der Gro!Sgrundbesitzer gegen die Haus
haltspolitik und Bodenreformbestrebungen arti
kulierte. Als eine diesbezügliche innerparteiliche 
Anfrage, gezeichnet von C. B ayar, A. Menderes, 
R .  Kora/tan und F. Köprülü abtraglich beschie
den wurde, legte B ayar sein parlamentarisches 
Anıt nieder, die übrigen drei Politiker wurden anı 
2 ı. 9. 194 5 aus der Partei ausgeschlossen und 
gründeten daraufhin die DP. Bei den ersten allge
meinen Wahlen im Rahmen des neuen Vielpartei
ensystems (--> Einleitung) anı 21. 7. 1946 erzielte 
die DP 66 von 465 Sitzen vorwiegend unter der 
stadtischen Bevölkerung. AnlalSlich des 1. Partei
kongresses anı 7. ı. 1947 wurde der »Freiheits
pakt« verkündigt, in dem ein neues Wahlsystem 
und die T rennung des Amtes des Staatsprasiden
ten von dem Parteivorsitz verlangt wurden. Die 
sich daraus ergebende gespannte Atmosphare 
wurde durch die vermittelnde Rolle des Staats
prasidenten İ.İnönü auf dem Weg der »Deklara
tion vom 12. 7. 1947« gemildert, worin die DP als 
eine Oppositionspartei mit guten Absichten be
zeichnet und die Partei von umstürzlerischen Vor
haben freigesprochen wurde. Diese Deklaration 
vermochte jedoch eine Polarisierung innerhalb 
der DP und der CHP nicht zu verhindern. Wah
rend in der CHP die Gruppe der » 3 5er« un ter H. 
Saka eine weniger autoritare Regierung zu bilden 
vermochte, wurden 5 Radikale der DP, S. A ldoğ
an, K. Silivrili, N. Erdem, M. Sakaroğlu, O. N. 
Köni aus der Partei ausgeschlossen. Sie fanden 
weitere Unterstützung und bildeten zunachst die 
Gruppe der ,, Unabhiingigen Demokraten«. Spa
ter, im Juli 1948, wurde unter dem Vorsitz des 
Feldmarschalls F. Çakmak in Ankara die --> NA
TIONALPARTEI (MP) gegründet. Einen Monat spa
ter, im August l 948, gesellte sich zu dieser Partei 
die in Afy.on gegründete PARTEI DER EcHTEN DEMO· 
KRATEN (Üz Demokratlar Partisi), ein Jahr spater, 
anı 5. 7. l 949, schlossen sich auch die unabhangi
gen Demokraten innerhalb des Parlaments der 
NATIONALPARTEI an. 

Anı l 4. 5. 19 50 erzielte die DP einen überwalti
genden Wahlsieg; aufgrund des Mehrheitswahl
systems gewann sie mit 54,91 % der Stimmen 4 16 
der insgesamt 48 l Sitze, wahrend die CHP für 
39,9 % Stimmen nur 63 Sitze erhielt. Diese un
gleiche Reprasentation verstarkte sich noch 
1954; die DP erhielt bei 5 1,2 % der Stimmen 504 
Sitze, wahrend auf die CHP bei 30,3 % lediglich 
3 ı Sitze fielen. 

Nach dem Machtwechsel 1950 begann in der 
Türkei eine zehnjahrige DP-Herrschafr mit Men
deres als Ministerprasident. Die DP wandte sich 
wahrend dieser Periode intensiv dem Agrarsektor 
zu, verwirklichte in gro!Sem Ausma!S Agrarkredi-
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te, Mechanisierung der Landwirtschaft ete. Es 
gelang ihr, Auslandskredite, vor allem in Form 
der Marshallhilfe zu erhalten, die zu einer sicht
baren Steigerung des nationalen Einkommens 
führre. 

Die Türkei wurde anı 18 . 2. 1952 Mitglied der 
NATO, trat 1955 dem Bagdad-Pakt bei und un
terstützte Frankreich gegen die Unabhangigkeits
bestrebungen von Algerien und Tunesien. Kon
zessionen gegenüber dem auslandischen Kapital 
wurden auf dem Weg des Sondergesetzes sowie 
des Ölgesetzes vom 18.  3. 1954 verwirklicht. 

Nach 1954 nahın die innenpolitische Span
nung zu, Presse und Rundfunk wurden stark 
kontrolliert, Maulkorbartikel wurden den Geset
zen hinzugefügt. Die staatliche Bürokratie wurde 
mittels früher Pensionierung unter Druck gehal
ten, nicht DP-hörige Provinzen wurden zu admi
nistrativen Kreisverwaltungen degradiert (Kırse
hir). 1957 wurde die Föderation der Gewerk
schaften verboten, diese Ma!Snahme führte zur 
Abdankung von Köprülü, Gründer der DP. Bei 
den Wahlen von 1957 erzielte die DP 47,9 % der 
Stimmen (424 Sitze) gegenüber 40,6 % der Stim
men (178 Sitze) für die CHP. Um dem Druck der 
Opposition zu begegnen, gründete die DP die sog. 
,, Vaterlandsfront«, eine Massenorganisation zur 
Unterstützung der Partei und gleichzeitig zur Ein
schüchterung der Opposition. Auf die zunehmen
de Kritik reagierte sie mit Verhaftungen von Jour
nalisten und vorzeitiger Pensionierung von Aka
demikern. Als sie im April 1960 ein Gesetz über 
die Reorganisierung der Kompetenzen der parla
mentarischen Untersuchungsausschüsse erlie!S, 
wonach diesen Kommissionen gesetzgebende, 
ausführende und richterliche Kompetenzen zuge
standen wurden, kam es im Mai 1960 zu Demon
strationen der Kadetten und der Zivilbevölke
rung, schlie!Slich anı 2 7. 5. l 960 zur vorüberge
henden Machtübernahme der Armee. Die voll
zahlige Fraktion der DP wurde auf die insel Yas
sıada deportiert. Als Ergebnis der ein Jahr lang 
dauernden Gerichtsverhandlungen wurden Men
deres, H. Polatkan und F. R .  Zorlu sowie Bayar 
zum Tode verurteilt. Letzterer wurde wegen sei
nes hohen Alters begnadigt, die übrigen anı 
18 . 9. 1961 hingerichtet. Die Partei selber wurde 
anı 29. 9. r 960 durch Gerichtsbeschlu!S aufgelöst. 

Die Anhanger der DP unterstützten in der Fol
gezeit var allem die neugegründete-> GERECHTIG
KEITSPARTEI und die--> NEUE TüRKEI PARTEI. 1969 
wurden den auf Yassıada Verurteilten samtliche 
politischen Rechte mit Unterst�tzung der CHP, 
vor ailem auf Bestreben von Inönü, zurückge
geben. 

Cem Eroğul, Demokrat Parti: Tarihi ve ideolojisi, Ankara, SBF, 
ıy70; S. Ağaoğlu, Demokrat Partinin Doğuş ve Yükseliş Sebeble
rı, ı972. 

Demokratische Partei (2) (DP, Demokratik 
Parti). Die zweite Demokratische Partei entstand 
als das Ergebnis einer innerparteilichen sowie 
innerparlamentarischen Spaltung, die von zwei 
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Führerfiguren ausging: dem Vorstand der--+ GE

RECHTIGKEITSPARTEI (AP) s. Demirel und dessen 
Vorgiinger S. Bilgiç. Am l 8. 2. 1970 stimmten 41 
Mitglieder der AP gegen den Haushaltsplan, wo
durch Demirel zum Rücktritt gezwungen wurde. 
Als Ergebnis wurde nach dem V. KongreR der AP 
anı 13. l ı. 1970 von 69 Personen unter dem Vor
sitz des früheren Priisidenten der Nationalver
sammlung, F. Bozbeyli, die DP (2) gegründet. 
Dahinter stand der Protest gegen die Willkür von 
Demirel wie auch der Widerstand der GroR
grundbesitzer gegen dessen geplante Steuergeset
ze, mithin der Gegensatz von Landbourgeoisie 
und stiidtischem GroRkapital. Darüber hinaus 
hat sich die zweite DP stets als stark antikommu
nistisch und sehr empfindlich gegen jede Form 
von Günstlingswirtschaft gezeigt. Anfangs stand 
die Partei unter der Schirmherrschaft von C. Bay
ar. Zur Gründungszeit verfügte sie über 41 Mit
glieder in der Nationalversammlung und weitere 
8 im Senat. in der Satzung heiRt es »Die DP 
betrachtet sich als Erbe und Fortsetzung aller 
politischen, ökonomischen und sozialen Bedin
gungen der Bewegung von l 946, d. h. des Über
gangs von einer faktischen Einparteienordnung 
zur Demokratie«. Die DP versuchte stets, sich als 
direkter Nachfolger der Menderes-Partei auszu
geben und beschuldigte Demirel, »das DP-Erbe 
verraten zu haben«. Die Partei nahın an keiner 
der sog. »Nationalen Front-Regierungen« teil. 
Bei den W ah len von l 9 7 3 erzielte sie l l ,9 °/o der 
Stimmen und 45 Sitze. AnliifSlich einer heftigen 
Debatte über eine eventuelle Teilnahme an einer 
von der AP gebildeten mehrparteilichen Koali
tionsregierung entstanden neue Spannungen. im 
Miirz 1975 kehrten 9 Ex-Mitglieder der AP in 
ihre ursprüngliche Partei zurück, darunter die 
Tochter von Bayar und der Sohn von Menderes. 

Bei den Teilwahlen von 1975 erzielte die DP 
lediglich 3, 1 % der Stimmen, zum Teil bedingt 
durch die T atsache, daR die AP nicht mehr auf 
Bodenreform bestand und die Wiihler die grofSen 
Parteien bevorzugten. Der Stimmenabfall dauerte 
an: 1977 gewann die Partei nur 2,2 % der Stim
men, sogar der Vors. der Partei, Bozbeyli, verlor 
seinen Sitz im Parlament. Nur F. Sükan, der 
ehemalige lnnenminister der AP, vermochte in 
Konya seinen Sitz zu bewahren. AnliifSlich der 
Wahlen von l 979 stellte die DP keine Kandidaten 
auf. Die Partei hat sich anı 4. 5. 1980 aufgelöst. 

Das Presseorgan der Partei war zeitweise die 
T ageszeitung >Zaman<. 

Gerechtigkeitspartei (AP, Adalet Partisi). Libe
ral-bürgerliche Partei, die sich auf eine sozio
ökonomische Ordnung beruft, in der Besitz, Fa
milie und freiem Unternehmertum im Rahmen 
eines Wohlfahrtsstaates Vorrang eingeriiumt 
werden. Honoratiorenpartei mit starker Massen
basis. 

Gründung: 22. 9. 1960 in Ankara durch den 
ehemaligen Chef des Generalstabs, General R.  
Gümüşpala. Mitbegründer u. a. E.  Menemencio-
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ğlu, T. Demiray, Ş. Osma, C. Perin, K. Ev
liyaoğlu. 

Programın: Die AP hat im Laufe der Jahre 
wichtige Kursiinderungen ihres ursprünglichen 
Programms vorgenommen. Aufgrund der in der 
Verfassung von 196 1 verankerten Zielsetzung, 
Wirtschaftspolitik innerhalb eines indikativen 
Fünfjahresplanes zu entwickeln, gelang es der 
Partei nicht, eine völlig liberale Wirtschaftspolitik 
zu entwickeln, sie mufSte sich den Grundprinzi
pien einer »mixt economy« fügen. 

Mit der Spaltung der AP 1970 hat sich die 
organische Bindung weiter geschwiicht. Die Kurs
iinderungen erge ben sich vor ailem aus der Tatsa
che, daR die AP verschiedene soziale Schichten 
und lnteressengruppen repriisentiert und beson
ders in den 6oer Jahren keine klare ideologische 
Richtung einschlug. Eher pragmatisch orientiert, 
hat die AP im Laufe der Zeit eine Reihe von 
juristischen Forderungen und Grundsiitzen ent
wickelt. Darunter nimmt vor ailem die starke 
Kritik an der Verfassung von 196 1 einen wichti
gen Platz ein. Die AP bezieht Stellung gegen eine 
zu grofSzügige Auslegung der Grundrechte sowie 
gegen die Autonomie des Rundfunks und Fernse
hens. Sie kritisiert scharf lnstitutionen wie das 
Verfassungsgericht und den Staatsrat, der ihrer 
Meinung nach die Rechte der Exekutive zu stark 
einschriinkt. Sie verlangt die Abschaffung der auf 
Lebenszeit ernannten Senatoren. im wirtschaftli
chen Bereich fordert sie Privatisierung der staatli
chen Wirtschaft; im landwirtschaftlichen Bereich 
tritt sie statt für eine »Bodenreform« lediglich für 
eine » Agrarreform" ein. Die staatliche Interven
tion soll auf wirksame Hilfe beim Ausbaıı der 
lnfrastruktur beschriinkt bleiben und im Rahmen 
des Fünfjahresplanes Mitte! zur Stiirkung der Pri
vatwirtschaft bereitstellen. Gleichfalls tritt die 
Partei stark dafür ein, günstige Bedingungen für 
ausliindische lnvestitionen zu schaffen. Sie ver
langt eine »konstruktive« Gewerkschaftspolitik, 
übt scharfe Kritik an der Sozialdemokratie und 
betreibt schiirfste antikommunistische Propagan
da. - in der Bildungspolitik tritt die AP für die 
Förderung der Konfessionsschulen ein: zwischen 
l 96 3. und r 97 3 stieg die Zahl der Schüler an den 
sog. imam-Hatip- ıınd Koranschulen von 1267 
auf 20 7 r 5. Stark pro-amerikanisch orientiert, 
setzt sich die AP dennoch für intensive Handels
beziehungen mit der UdSSR und den Ostblock
staaten ein. 

Presse: Die AP besitzt keine eigene Zeitung, hat 
jedoch ein halb-offizielles Sprachrohr: die Tages
zeitung >Tercüman<. Sie wird aufSerdem auch von 
anderen Zeitungen unterstützt wie: >Son Hava
dis< (lstanbul), >Zafer<, >Adalet< (Ankara); >Gü
neş<, >Ege Ekspres< (lzmir). Monatliche Schrift: 
>Meydan<. 

Geschichte: Die AP ist als ein Sammelbecken 
jedweder Kritik und Opposition gegen die pro
gressiven Kriifte entstanden, die nach der Revolu
tion vom 21. 5. 1969 auf die politische Bühne 
getreten waren. Sie verstand sich anfangs als di-
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rekte Nachfolgerin der aufgelösten -> DEMOKRATl
SCHEN PARTEI ( l ), eine Bindung, die sich allerdings 
im Laufe der Zeit mehr und mehr löste. Wahrend 
hei den Wahlen 1 9 6 1  noch etwa 20 Angehörige 
der verurteilten DP-Abgeordneten sich der Wahl 
stellten, vermochten nach l 9 69 nur einige der 
inzwischen amnestierten ehemaligen Demokra
ten in den Reihen der AP ins Parlament zurückzu
kehren. Mit der Spaltung der AP 1 9 70 hat sich 
diese organische Bindung noch weiter ge
schwacht. 

Bei den Wahlen 1 9 6 1  konnte die AP auf Anhieh 
3 4 , 8  % der Stimmen und ı 5 8 Sitze erringen. Die 
nur geringfügig starkere REPUBLIKANISCHE VoLKS
PARTEI (CHP) sah sich dadurch zu einer Koalition 
mit der AP genötigt, die jedoch nur 6 Monate 
Bestand hatte. Danach verhlieh die AP in der 
Opposition, wo sie hesonders die Wahler von 
Westanatolien vertrat. 1 9 64 ühernahm S. Demi
rel den Vorsitz, er pragt das Bild der Partei his 
heute. Trotz seiner freimaurerischen Vergangen
heit und seines lmages als Vertrauensmann von 
Washington, vermochte er stets alle Rivalen für 
die Führung der Partei wie u. a. A. Yalçın, O. 
Oğuz, Z. Manda/inci auszuspielen. l 96 5 gelang 
es ihm, die Jnönü-Koalitionsregierung durch Ver
weigerung der Ratifizierung des Haushaltshud
gets zu stürzen. Anschlief5end wurde er im Kahi
nett des parteilosen S. Ürgüplü , der lediglich mit 
der Gründung einer Übergangsregierung heauf
tragt war, stellvertretender Premierminister. Die 
Wahl von 1 9 6 5  endete trotz einer noch von der 
CHP initiierten Wahlrechtsanderung mit einem 
starken Sieg der AP, die 5 2,9 °/o der Stimmen 
erhielt (240 Sitze). Sie hildete daraufhin his 1 9 7 1  
allein die Regierung ( 1 9 6 9 :  4 6 , 5  % der Stimmen, 
2 5 6  Sitze). Wahrend dieser Zeit kam es jedoch 
innerhalh der Partei zu einer starken ideologi
schen Gegenströmung. Unter Führung des Prasi
denten der Nationalversammlung F. Bozbeylihil
dete sich eine kritische Fraktion, die anlaf5lich der 
Haushaltdebatte von 1 9 70 zu dem Austritt von 
41 Mitgliedern und der innerparlamentarischen 
Gründung der DEMOKRATISCHEN PARTEI (2) führte. 
Ausschlaggehend hierhei waren die Anklagen ge
gen Demirel und seine Familienangehörigen we
gen Nepotismus und Zulassung von illegalen Ge
winnen. Diese Vorgange veranlaf5ten einen Teil 
der hohen Stahsoffiziere zur militarischen lnter
vention vom ı 2. 3 .  ı 97 l, die zwar nicht zur Auf
lösung des Parlaments, jedoch zur Abdankung 
der Regierung Demirel führte. Die danach gehil
dete »Üherparteiliche« Regierung, vorwiegend 
aus Technokraten hestehend, vermochte lediglich 
die Staatsgeschafte his zu den allgemeinen Wah
len von 1 9 7 3  zu führen, hei denen die AP nur 
noch auf 29,8 % der Stimmen und l 49 Sitze kam. 
Bis ı 97 4 verhlieh sie in der Opposition, nach dem 
Rücktritt der Regierung Ecevit (---> CHP) gelang 
es Demirel, die AP als starksten Partner in die 
1 9 74 und 1 9 7 7  gehildeten Regierungen der »Na
tionalen Front" einzubringen, in denen samtliche 
rechte Parteien sich vereinten. ı 977 erzielte die 
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AP zwar einen Stimmenzuwachs (3 6,9 °/o , 1 89 
Sitze), muf5te jedoch aufgrund des Wahlsieges der 
CHP in die Opposition zurückkehren. Der Rück
tritt der Regierung Ecevit im Oktober 1 9 7 9  er
möglichte ihr die Rückkehr an die Macht. 

Wahrend der Regierungsperiode 1 974-77 ver
folgte die AP, um ihre Massenhasis zu erweitern, 
eine Politik zugunsten der radikalen rechten ---> 

NATIONALISTISCHEN AKTIONSPARTEI (MHP). im 
Rahmen einer permanenten Zunahme der ideolo
gischen Polarisierung der türkischen lnnenpolitik 
verkörpert die AP folgende Tendenzen: in der 
Wirtschaft Liberalismus statt Sozialismus, auf 
konfessioneller Ebene lslamisierung statt Sakula
risierung, in kultureller Hinsicht ein aggressiver 
Nationalismus und vor ailem ein virulenter Anti
kommunismııs, der sich praktisch in der kategori
schen Weigerung, den Art. 1 4 1 / r 4 2  des türki
schen Strafgesetzes zu andern, niederschlagt. Die
ser Artikel bezeichnet die Gründung einer kom
munistischen Partei als illegal. 

Hinsichtlich der Wahlerschaft und der Hoch
burgen der AP kann folgender Trend festgestellt 
werden: die AP besaf5 anfangs in den Grof5stadten 
und Metropolen eine klare Überlegenheit gegen
über der CHP. Bei den Wahlen 1 9 7 3  zeigte sich 
jedoch, daf5 vor ailem in den Stadtteilen mit gerin
gem Einkommen und unzulanglichen Wohnun
gen die Wahler ein gewisses Klassenbewuf5tsein 
entwickelt haben, das sich zugunsten der CHP 
auswirkte (»Kritische neue Allianz«). Dies ver
deutlicht die folgende Stimmenverteilung: in 
lstanbul erzielte die AP 1 9 6 5  5 3 ,2%, 1 9 69 
47,8 % und 197 3  28,4 % Stimmen, ein ahnliches 
Gefalle zeigte sich in Ankara (4 6,5 % - 4 2, 6  % -
27,8%) und lzmir (6 2 ,2% - 5 3 , 2% - 3 9 , 2 %) .  
Somit wird die AP heute von der konservativen 
Schicht der Bauern, dem Kleinbürgertum und den 
Hochburgen von Wirtschaft und lndustrie ge
tragen. 

K. Steinhaus, Soziologie der türkischen Revolution, 1969; A. T. 
Kışlalı, Forces Politiques dans la Turquie Moderne, Ankara, 
1969; S. Vaner, Le Parti de la Justice, Diss. UniversitC de Paris 1. 

Nationale Wohlfahrtspartei (MSP, Milli Sela
met Partisi). Stark pro-islamisch, klerikal geson
nene, anti-westliche, anti-imperialistische, tradi
tionsgebundene Partei. 

Gründung: ıı. r o. 1 9 7 2  durch S. Arif Emre 
und 19 weitere Personen. 

Programın: Die MSP bezeichnet sowohl die 
kapitalistischen als auch sozialistischen Systeme 
als materialistisch und eigennützig. Ihnen fehle 
die moralische Basis, um eine neue Zivilisation 
aufzubauen. 

Die MSP legt daher auf5ergewöhnlichen Wert 
auf den moralischen Fortschritt der Gesellschaft. 
Die Verwirklichung einer tugendhaften Sozial
ordnung hiinge von einer demokratischen Grund
ordnung ab, die sich stark an den Islam anlehnt. 
Westliche Werte wie Darstellende und Bildende 
Kıınst, Tourismus ete. werden abgelehnt, starke 
Traditionsgebundenheit verlangt. Wirtschaftlich 
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will die MSP sich total den arabischen Staaten des 
Mittleren Ostens anschliellen und verlangt die 
Abschaffung der türkischen Wiihrung zugunsten 
des arabischen Dinars. Sie widersetzt sich dem 
Eintritt in die EG, die sie als eine »freimaurerische 
christliche Faile der Ausbeutung« bezeichnet, tritt 
aber für rasche lndustrialisierung ein. im verfas
sungsrechtlichen Bereich will die MSP den Senat 
abschaffen und das Priisidialsystem einführen. 

Presse: Halboffizielle Tageszeitung >Milli Ga
zete<, >Sabah<, >Bugün<, >Adim<, >Vesika<, >Sebik 

Geschichte: im Rahmen der Demokratisierung 
des politischen Lebens in der Türkei versucht die 
Religion des lslam in zunehmendem Mal\ eine 
unabhiingige politische Kraft zu werden. Diese 
Entwicklung spiegelt sich in der Zunahme religiö
ser Vereinigungen. Eine wichtige Rolle spielen 
diese bei der Gründung des Vorgiingers der MSP, 
der NATIONALEN ÜRDNUNGSPARTEI (MNP, Milli Ni
zam Partisi), die anı 26.  ı. 1 9 70 durch N. Er
bakan, damals Generalsekretiir der Türkischen 
Handelskammer, und weitere 1 7  Personen, dar
unter 2 Überliiufer aus der GERECHTIGKEITSPARTEI 
(AP), H. Akmumcu und H. Abbas, gebildet wur
de. Die MNP wurde anı ıo. 5 .  1 9 7 1  durch das 
Verfassungsgericht mit der Begründung des ,, Ver
suches der Restauration einer theokratischen 
Ordnung in der Türkei« aufgelöst. Das aus etwa 
lOO Artikeln bestehende Programın setzte sich 
vor ailem mit der Problematik Siikularisierung -
Erziehung auseinander und verlangte die Erweite
rung der Gewissensfreiheit zugunsten des lslam. 

r7 Monate nach der Auflösung der MNP wur
de anı l ı. l o. l 9 7 2  durch l 9 Personen unter dem 
Vorsitz von S. Arif Emre die MSP gegründet. 
Bereits im April l 97 3 hatte sie in 67 Provinzen 
Lokalorganisationen. Bei den Wahlen von ı9 73 
erzielte sie ı l , 8  % der Stimmen und wurde mit 4 8  
Sitzen in  der Nationalversammlung zur drittgröll
ten Partei. Erbakan, der sich erst im Mai der 
Partei angeschlossen hatte, wıırde anı 2ı. ıo. 
l 9 7 3  zum Vors. gewiihlt. Die Wahlergebnisse 
von 1 97 3  zwangen zu einer Koalitionsregierııng, 
wobei der MSP eine Sehl üssel rolle zufiel. Mit der 
-> REPUBLIKANISCHEN VoLKSPARTEI (CHP) bildete 
sie anı 26.  ı. 1 974 die Regierung. Das Verhiiltnis 
zwischen beiden Parteien war jedoch gespannt. 
Eine erste Krise entstand anliiRlich der Debatte 
über eine Amnestie, die die MSP nicht aııf kom
munistische Verıırteilte ausgedehnt wissen woll
te. Eine zweite schwerere löste die lntervention 
auf Zypern aus, die die MSP zum Anlall für 
weitreichende Anschlullforderııngen nahın. Diese 
Krisen trııgen mit bei zum Rücktritt von Mini
sterpriisident Ecevit anı l 8 .  9 .  1 9 74,  der auch das 
Ende der Koalition bedeutete. Die MSP trat dar
aııfhin in die Kabinene der »Nationalen Front« 
(-> GERECHTIGKEITSPARTEI) ein. 1 9 7 7  erlitt sie er
hebliche Stimmenverluste (8 ,} %, 24 Sitze), blieb 
aber drittstiirkste Partei. Die Wiihlerschaft der 
MSP rekrııtiert sich aus der anatolischen Ge
schiifts- und Handelsklasse, dem konservativen 
Kleinbürgertum. Religiöse Sekten wie Nakşiben-

di ıınd Nurcu's haben die Partei wesentlich unter
stützt. 1 9 7 3  erhielt die MSP besonders in den 
stark unterentwickelten Provinzen mehr als 20 % 
der Stimmen. 

J. M. Landau, Radical Politics in Modern Turkey, Leiden 1 974; 
Ders., The National Salvation Party in Turkey, in: Asian and 
African Studies, Vol. ır, Nr. ı, 1976. 

Nationalistische Aktionspartei (MHP - Mil
liyetçi Hareket Partisi). im Februar 1 9 60 gegrün
dete rechtsradikale, mehrmals als faschistisch/ 
nazistisch bezeichnete Partei. 

Programın: Die MHP verlangt staatliche lnter
vention in die Wirtschaft, Förderııng einer natio
nalen Kriegsindustrie. Un ter dem Begriff ,, natio
nale Demokratie« fordert sie die Gründung eines 
korporativen Parlaments mit stiindischer Vertre
tııng. Gleichfalls begünstigt die MHP das Priisi
dialsystem mit nur einer Kammer. Mit Hilfe von 
Volksersparnissen soll neben dem öffentlichen 
und privaten Sektor ein dritter »nationaler« Sek
tor gefördert werden. 

Die MHP verteidigt Solidaritiit und Korpora
tismus, leugnet jede Klassenstrııktur ab, verlangt 
un ter der Führung eines »starken Staatsapparats« 
das Zusammenwirken von öffentlichem und pri-
vatem Sektor. 

· 

Presse: Tageszeitııng ·Hergün<, >Orta Doğu<; 
Zeitschrift: >Devlet,, ·Hasret<, ·Ülkü<. 

Geschichte: Vorliiufer der MHP ist die REPUBLl
KANISCHE BAUERN- UNO NATIONALPARTEI (CKMP -
Cumhuriyetçi Köylü Millet Partisi), die im Okto
ber r 9 5 8 durch die Fusion der RFPUBLIKANISCHEN 
NATIONALPARTEI (CMP, Cumhuriyetçi Millet Par
tisi) und der TüRKISCHEN BAUERNPARTEI (TKP, 
(Türkiye Köylü Partisi) gebildet wurde. Nach 
innerparteilichen Aııseinandersetzungen mit A. 
Türkeş erfolgte auf einem aullerordentlichen 
Kongrell im Juni r9 6 5  ein Führungswechsel, der 
eine völlig neııe politische Orientierııng ergab. 
Parteivors. wurde Türkeş, der nach der Revolu
tion l 960 wegen seiner autoritiiren Gesinnung 
vorübergehend die Türkei hatte verlassen müs
sen. Die CKMP redete von jetzt an einem aggres
siven Nationalismus ıınd gewalttiitigen Anti
Kommıınismus das Wort und nannte sich seit 
Febrııar 1 9 69 MHP. im gleichen Jahr entstand 
die paramilitiirische Jugendorganisation »Graue 
Wölfe« (Bozkurt), die als Sturmtrupp Racheakte 
auszuüben hatte. Mit ihrem Ansprııch, das ,,na
tionale ideal" zu vertreten, ist es der MHP vor 
ailem ıınter den Jugendlichen der kleinstiidti
schen Handwerker und Geschiiftswelt sowie ei
nem Teil des Grollkapitals gelııngen, Unterstüt
zung zıı finden. Die MHP verzeichnet einen bis 
jetzt andauernden Stimmenzuwachs. 1 9 69 erziel
te sie mit 3 ,0 %  der Stimmen l Sitz, r9 7 3  bei 
3 ,4 % 3 Sitze, ı 977 bei 6,8  % 5 Sitze. Bei der 
Bildııng der beiden rechtsorientierten »Nationa
len Front«-Regierııngen, 1 9 74 und 1 9 7 7 ,  gelang 
es der MHP als Koalitionspartner mit 3 Parla
mentssitzen' 2 Kabinettsposten zu besetzen ! 

Die MHP verfügt über eine sehr schlagkriiftige 



paramilitiirische Parallelorganisation: die » Idea
listische Herde« (ülkü Ocakları), die, wie auch 
die »Grauen Wölfe«, vor Terrorakten nicht zu
rückschreckt. Die MHP hat in der BRD, aber 
auch in anderen europiiischen Liindern mit türki
schen Gastarbeitern eine Reihe von offiziellen 
und inoffiziellen Vereinen gegründet, die vom 
Bundesverfassungsschutz als » friedensstörend « 
bezeichnet und verboten wurden. 

Nationalpartei (MP, Millet Partisi). Ahnlich 
wie bei der ...... DEMOKRATISCHEN PARTEI (1) (DP) 
zeigten sich auch bei der MP zwei Phasen. Sie 
wurde zuerst anı 20. 7. 1948 unter dem Namen 
»Nationalpartei« in Ankara gegründet. Ein Jahr 
spiiter schlossen sich zwei Dissidentengruppen 
der DP dieser neuen Partei an, deren erster Vors. 
F. Cakmak war. Bei der Wahl 1950 erhielt die MP 
nur einen Sitz in Kırsehir, von O. Bölükbaşı ver
treten, dessen Persönlichkeit für die Partei bestim
mend blieb. Insofern gilt die erste und auch die 
zweite »Nationalparteİ« als eine regionale, stark 
an politische Persönlichkeiten gebundene, lokale 
Honoratiorenpartei. 

N ach ı 9 5 o verfolgte die MP eine starke betont 
religiös-klerikale Opposition sowohl gegen die 
frühere Regierungspartei CHP als auch die DP. 
Dies führte anliilSlich des IV.Kongresses 1953 
zum Austritt von H. Bayur und weiteren 40 
Mitgliedern aus der Partei, die die Parteipolitik 
als »anti-kemalistisch und anti-siikular« bezeich
neten. Als Ergebnis dieser Debatte wurde die MP 
anı 2 7. ı. ı 9 5 4 durch GerichtsbeschluB liqui
diert, bereits anı 5. 2. 1954 diesmal als REPUBLIKA
NISCHE NATIONALPARTEI (Cumhuriyetçi Millet Par
tisi) durch E. Akaygen, Bölükbaşi, A. Tahtakılıç 
und S. Batur wieder gegründet. Bei den Wahlen 
von 1957 schloB sich auch die TüRKISCHE BALIERN
PARTFI der MP an, die sich fortan REPUBLIKANISCHE 
BAUERN- LIND NATIONALPARTEI (CKMP, Cumhu
riyetçi Köylü Millet Partisi) nannte. 

Nach der Revolution von 1960 spielte die 
CKMP als zweitgröBte Partei in der Konstituante 
eine wichtige Rolle. Nach der Wiederaufnahme 
des Mehrparteiensystems kam es innerhalb der 
CKMP zu groBen Kontroversen zwischen Tahta
kılıç und A. Türkeş. Nach der Auflösung der 
r. Inönü Koalitionsregierung anı 3 r. 5. r962 ent
schloB sich die CKMP weiterhin an Kabinettsbil
dungen teilzunehmen. Daraufhin verlieB anı 
14. 12. 1961 der Vors. Bölükbaşi mit 28 Parla
mentariern die Partei und gründete anı 
ı 5. 6. l 962 in Ankara nochmals eine National
partei (MP). Türkeş wurde Vors. der CKMP, die 
sich zu einer nationalistischen rechtsextremen 
Partei wandelte und 1969 die Bezeichnung ---+ 

NATIONALISTISCHE AKTIONSPARTEI annahm. 
Die Persönlichkeit von B ölükbaşi hat sowohl 

einen erheblichen Teil der ersten als auch der 
zweiten MP gepriigt. Die Nationalpartei gilt als 
Beispiel einer auf gezielte Demagogie beruhenden 
Rednerpartei, deren Grundsiitze, Programme ete. 
wenig Resonanz fanden. Allerdings hat die MP 

Repu 

stets eine liberale Wirtschaftsordnunz verteidigt. 
1965 erzielte die MP 6,3 % der Stimmen und 

3 ı Sitze. 1969 verlor sie die Hiilfte ihrer Stimmen 
(3,2 %, 6 Sitze), so daB Bölükbaşi 1972 seinen 
endgültigen Rücktritt aus dem öffentlichen Le ben 
bekanntgab. Der Niedergang der Partei setzte 
sich fort, seit ı 97 3 ist sie nicht mehr im Parlament 
vertreten und gilt als politisch bedeutungslos. 

Neue Türkei Partei (YTP - Yeni Türkiye Parti
si). Von 1961-1973 bestehende liberal ausgerich
tete Honoratiorenpartei. 

Nach der Revolution vom 27. 5. 1960, die zur 
Auflösung der DEMOKRATISCHEN PARTEI (ı ) (DP) 
führte, wurde neben der GERECHTIGKEITSPARTEI 
(AP) anı 12. 2. 1961 die YTP gegründet. Ziel 
dieser Partei war es, einen Teil der früher für die 
DP abgegebenen Stimmen aufzufangen und in 
eine neue politische Bahn zu !enken. Dieser Ver
such wurde auch von dem damaligen Staatspriisi
denten C. Gürsel sowie den Mitgliedern des Na
tionalen Einheitskomitees gutgeheiBen. Zu den 
Gründern ziihlten: E. Alican (bis 1967 Vorstand), 
C. Talas, A. Yalçin, H. Be/bez. 

Die YTP verkörperte den »mittleren Weg« im 
liberalen Sinne mit Bevorzugung des Agrarsek
tors. Die Partei erzielte anfangs vor ailem in den 
östlichen Provinzen Erfolge und erhielt bei den 
Wahlen von ı 96 ı für ı 3, 7 % der Stimmen 6 5 
Sitze. Die Partei nahın sowohl an der zweiten 
Inönü als auch an der Ürgüplü Koalitionsregie
rung teil, vermochte jedoch nicht, die biiuerliche 
Wiihlerschaft zu gewinnen. Gleichfalls gelang es 
dem Sohn von A. Menderes, Y. Menderes, nicht, 
die Unterstützung der al ten Demokraten zu erlan
gen. 1965 erhielt die YTP nur noch 3,7% der 
Stimmen und 19 Sitze, 1969 nur mehr 3,2 % und 
6 Sitze. Sie vermochte lediglich in den unterent
wickelten östlichen Gebieten des Landes FuB zu 
fassen. Nach der Wahl von Y. Azizoğlu zum Vors. 
anı 3. 3. 1968 versuchte die Partei vor ailem mit 
Hilfe einer offen pro-kurdischen Politik wieder zu 
erstarken. Nach dem Rücktritt von Azizoğlu 
wurde T. Banguoğlu, ehemaliger Kultusminister, 
anı ı. 3. 1970 Vors. Nach dem Übergang eines 
groBen Teils der Mitgliederschaft der YTP zur AP 
wurde die Partei l 97 3 aufgelöst. 

Republikanische Bauem- und Nationalpartei 
(CKMP, Cumhuriyetçi Köylü Millet Partisi) ---+ 
Nationalistische Aktionspartei, ---+ National
partei. 

Republikanische Vertrauı:nspartei (CGP, 
Cumhuriyetçi Güven Partisi). Konservative Par
tei, die sich als Sprachrohr der Privatwirtschaft 
und des GroBkapitals betrachtet. 

Der Linkskurs innerhalb der ---. REPUBLIKANI
SCHEN VOLKSPARTEI (CHP) Mitte der 6oer Jahre 
stieB in Kreisen des GroBgrundbesitzes und des 
Handelsbürgertums auf Widerstand. Auf dem iV. 
auBerordentlichen KongreB der CHP formierte 
sich unter Führung von T. Feyzioğlu eine Gruppe, 



Türkei 

die der Partei »Verrat an den Grundsiitzen von 
Atatürk« vorwarf und anı 1 2. 5 .  1 9 67 die VER
TRAUENSPARTEI (GP, Güven Partisi) gründete. Die 
ihren Standort als » rechts vom Zentrum " be
zeichnende Partei wiihlte anı r .  3 .  1 96 8  Feyzioğlu 
zum Vors. Bei den Wahlen von 1 9 69 erzielte die 
GP 6,6 % der Stimmen ( l 5 Sitze) und wurde 
drittstiirkste Partei. Seitdem ist ihr Stimmenanteil 
kontinuierlich zurückgegangen auf l 9 7 7  ledig
lich l ,8 % (3 Sitze). 1 9 7 3  schloB sich eine zweite, 
von der CHP abgespaltene Splitterpartei unter 
der Führung von K. Satır, die REPUBLIKANISCHE 
PARTEI (CP, Cumhuriyetçi Partisi) der GP an. 
Diese Fusion ergab den neuen Namen CGP, wo
bei die Zahl der Abgeordneten vorübergehend 
auf 44 stieg. Dieses Wachstum erwies sich jedoch 
als kurzlebig, da bereits bei den allgemeinen Wah
len von 1 9 7 3  die Zahl der Sitze auf l 3 fiel. 

Die CGP vertritt einen intensiven Nationalis
mus, der sich auf den nationalen Souveriinitiitsge
danken von Atatürk beruft. Ein weiteres Wesens
merkmal ist ihr virulenter Anti-Kommunismus. 
Sie verteidigt die Notwendigkeit einer gemischten 
Wirtschaft und nimmt in Fragen der Religion eine 
indifferente Stellung ein. 

Die CGP spielte eine sehr wichtige und ent
scheidende Rolle wiihrend des »lnterregnums« 
von ı 97 l - l  97 3 und war an den zwei Koalitions
regierungen der » Nationalen Front« ( l 9 7 r- r  9 7 3  
und ı 9 74- 1 9 7 5 )  beteiligt. Einer der Gründer, 
F. Melen, war von Mai 1 9 7 2  bis April 1 97 3  
Ministerpriisident. 

Republikanische Volkspartei (CHP, Cumhu
riyet Halkpartisi). 

Gründung: 9. 8 .  1 9 2 3  durch Mustafa Kemal. 
Programın: Die Partei besaB anı Anfang kein 

umfassendes Programın; als Ziel wurde lediglich 
genannt, dem Volk bei der Ausübung der natio
nalen Souveriinitiit behilflich zu sein und »die 
Türkei in einen fortschrittlichen Staat zu verwan
deln«. Erst bei dem zweiten KongreG 
( 1 5 .  ıo. 1 9 27 ) ,  wo Mustafa Kemal seine berühm
te fünf Tage dauernde Rede hielt, wurde eine aus 
l 2 3 Artikeln beste hende Satzung angenommen. 

Schwerpunkte des sehr detaillierten gegenwiir
tigen Programms der Partei sind: eine Fünfjahres
Entwicklungsplanung mit Schwergewicht auf 
dem öffentlichen Sektor, die Stiirkung des Genos
senschaftswesens sowie der Kreditbeschaffung 
für Bodenbesitzer kleineren Formats. Die CHP 
hat ein besonderes Konzept der »Dorf-Stadt« 
entwickelt, wonach eine Reihe von Dörfern der 
anı niichsten gelegenen gröBeren Kreisstadt ange
schlossen und von ihr auf kulturellem, medizini
schem und wirtschaftlich-industriellem Sektor 
betreut werden. Die Partei versucht ein Gleichge
wicht zwischen lndustrialisierung und moderni
sierter Landwirtschaft herzustellen, wobei sie sich 
für eine demokratische Mitbestimmung inner
halb der Fabriken einsetzt. Sie möchte siimtliche 
politischen Kriifte systembezogen sehen und tritt 
daher für die Abschaffung von Art. r 4 r / r 4 2  des 

Strafgesetzbuches ein, der die Gründung einer 
kommunistischen Partei verhindert. Auch das 
Herabsetzen des Wahlalters steht auf der Liste 
ihrer politischen Ziele. 

AuBenpolitisch bekennt sich die CHP zwar 
weiterhin zu ihrer Partnerschaft innerhalb der 
NATO und zu ihrer Verpflichtung, binnen fünf 
Jahren der EG beizutreten, weigert sich jedoch, 
als blindes lnstrument der westlichen GroGmiich
te ihre auGenpolitische Handlungsfreiheit einzu
schriinken. Die Partei möchte freie Hand in der 
Fortbildung ihrer vielseitigen internationalen 
Bindungen haben, besonders im Hinblick auf die 
arabischen Staaten, vor allem Libyen. 

Organisation: Wiihrend der Monopolstellung 
der CHP wurde die Organisationsform der Partei 
auGerordentlich zentralisiert und der Regierung 
angepaGt. Ein diesbezüglicher wichtiger Ent
schluB war die Gleichschaltung des Amtes des 
Generalsekretiirs mit dem des lnnenministers. 
Nach dem Tod von Atatürk 1 9 3 8  wurde zwar 
diese Koppelung abgesch�ff�, nichtsdestoweniger 
wurde sein Nachfolger, /. lnönü, als »unabsetz
barer Nationalchef« ausgerufen. 

Bei dem ParteikongreB vom l 7. l ı .  l 94 7 wur
de die Amtsperiode des Parteivorstands auf zwei 
Jahre beschriinkt, auBerdem wurde beschlossen, 
daB, im Fall der Parteivors. das Anıt des Staat
sprasidenten innehat, der zweite Vors. die Partei
führung übernimmt. 

Presse: Parteizeitung ,UJus<; gegenwartig be
sitzt die Partei kein unabhangiges Presseorgan, sie 
wird allerdings teilweise von den folgenden Ta
geszeitungen unterstützt: •Cumhuriyet<, >Mil
liyet< (lstanbul); ·Barış< (Ankara), >Yeni Asır< (iz
mir); auGerdem erschien bis 1 9 80 die Zeitung 
·Umut<, deren Redakteur R. Ecevit, die Frau 
B. Ecevits war. 

Geschichte: Die CHP gilt als Erbe des KoMITEES 
FüR FREIHEIT UND EıNHEIT, wie auch als Fortsetzung 
der "Vereinigung zur Verteidigung der Rechte 
von Anatolien und Rumelien« (-> Einleitung). 
Bereits anı 6. ı 2 .  l 9 22 hatte Mustafa Kemal seine 
Absicht bekundet, eine neue Partei zu gründen. 
Nach den Wahlen zur GroBen Nationalversamm
lung vom l .  4. ı 9 2 3 erlieG er zunachst ein diesbe
zügliches Manifest. Die offizielle Parteigründung 
erfolgte erst anı 9 .  8 .  1 9 2 3 .  Mustafa Kemal wurde 
zum Parteivorsitzenden, R. Peker zum Generalse
kretar und F. Okyar zum Fraktionsvorsitzenden 
gewahlt. Nach der Wahl von Mustafa Kema!zum 
Staatsprasidenten anı 2 9 .  l O .  1 9 2 3  wurde Inönü 
zum zweiten Vors. gewahlt. Gleichzeitig trat der 
» Verein für die Verteidigung der Rechte Anato
liens« mit ailen Mitgliedern der neuen Partei bei. 
Diese nannte sich anfangs VOLKSPARTEI (Halk Fır
kası); das Wort »republikanisch« wurde anı 
l O . l ı .  1 9 24 hinzugefügt. 1 9 3 5  wurde das arabi
sche Wort »Fırka« durch »Partisi« ersetzt. 

in den ersten Jahren bemühte sich die Partei vor 
ailem um eine endgültige Ablösung der traditio
nellen Herrschafts- und Expansionsideologien 
durch das nationalistische Prinzip, das Beharren 



auf dem Prinzip der Volkssouveriinitiit sowie die 
Siikularisierung des öffentlichen Lebens (Ab
schaffung des Kalifats 1924). Die zahlenmiilSig 
nicht sehr starke bürgerlich-modernistisch orien
tierte Führungsgruppe der CHP konzentrierte 
sich vor ailem auf eine radikale Umiinderung der 
zentralen politischen Institutionen und auf eine 
weitgehende Abschaffung der traditionellen 
Strukturen in den GrofSstiidten, wiihrend der Her
anbildung einer an den Zielvorstellungen der Re
volution orientierten politisch-organisatorischen 
Infrastruktur auf dem Lande wenig Aufmerksam
keit geschenkt wurde. Der Leitgedanke Mustafa 
Kemals hiefS » In der Türkei gibt es keine Klassen, 
keine Privilegien, keine unterschiedlichen Ge
schlechter«. Daher sollte die Vertrerung im Parla
ment nicht von sozialer Klassenzugehörigkeit ab
hiingig sein. 

In diesen J ahren war die CHP vor ailem um 
eine Angleichung des kulturellen und rechtlichen 
Bereiches an westliche Formen bemüht. Wichtig
ste MafSnahmen waren dabei die Übernahme des 
gregorianischen Kalenders, die Abschaffung des 
Fez und aller religiösen Titel, die obligatorische 
Einführung eines Familiennamens - Mustafa Ke
mal erhielt den Namen Atatürk (Vater der Tür
ken) - und im Jahre 1928 die Übernahme des 
lateinischen Alphabets und die Retürkisierung 
der Sprache. Auf rechtlichem Gebiet erfolgten 
eine Reihe von Rezeptionen: Schweizer Zivilge
setzbuch, ı 926; italienisches Strafgesetzbuch, 
1926; Schweizer ZivilprozefSordnung 1 927; 
deutsche StrafprozefSordnung ı 929. 

Die eigentliche Ideologie des Kemalismus wur
de erst anliilSlich des III. Parteikongresses 
( ı 7. 5. ı 9 3 ı ) in das Programın übernommen. Die 
sechs Grundsiitze der Volkspartei, Nationalis
mus, Republikanismus, Populismus, Laizismus, 
Etatismus, Reformismus wurden auch symbo
lisch in der Form von sechs Pfeilen auf rotem 
Grund dargestellt und gelten bis zum heutigen 
Tag als Kennzeichen der Partei. Die ersten drei 
Grundsiitze erregten relativ geringen AnstofS, ob
wohl im Laufe der Zeit der Populismus unter
schiedlich ausgelegt wurde. Das Prinzip des Diri
gismus ist dagegen bis zum heutigen Tag ein 
Thema heftiger Auseinandersetzungen. Zur Zeit 
des Einparteiensystems sollte der Staat nur bei 
Unternehmen tiitig werden, die die Privatwirt
schaft nicht berührten. Letztere sollte aile Chan
cen haben, mit Einsatz staatlicher Mitte! sich zu 
entwickeln. Das Prinzip des Laizismus sollte re
formfeindlichen religiösen Kriiften durch strenge 
T rennung von weltlichen und geistlichen Angele
genheiten begegnen. 

Die Umsetzung des Kemalismus vollzog sich in 
drei Phasen: 193 l - 1 937 als Programın der 
Staatspartei, 19 3 7 erfolgte die Aufnahme in die 
Verfassung von 1924 und dadurch die Umwand
lung in eine nationale Ideologie, ı 946 wurden die 
<lort genannten ursprünglich für die CHP entwik
kelten Ziele durch die verfassungsrechtliche 
Norm auch für die anderen neu gegründeten Par-
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teien bindend. Die weitere Entwicklung des Ke
malismus erfolgte im Rahmen der neuen Verfas
sung von 196 1 und bereitete den Schritt zur So
zialdemokratie und den AnschlufS der CHP an die 
Sozialistische Internationale vor. Innerhalb dieser 
langfristigen Evolution İst die Phase von ı 9 3 2-34 
hervorzuheben, als es die Zeitschrift •Kadro< un
ternahm, den Kemalismus als völlig eigenstiindige 
Ideologie von Faschismus und Kommunismus ab
zugrenzen. 

Bereits 1939, anliilSlich des V. Parteikongres
ses, wurden zaghafte Schritte in Richtung auf ein 
Mehrparteiensystem gemacht. Innerhalb der Par
tei wurde eine » Unabhiingige Gruppe« unter dem 
Vorsitz von A. Renda mit der Zielsetzung gegrün
det, eine innerparteiliche Opposition zu bilden. 
Nach dem Ende des 2. Weltkrieges wurden weite
re liberalisierende Entschlüsse gefafSt, der » Per
manente Vorsitz« wurde abgeschafft, bei der Ge
staltung der Wahllisten durften mehr Kandidaten 
als Sitze aufgestellt werden. Zum gleichen Zeit
punkt formierte sich eine Oppqsitionsbewegung 
gegen die Bodenreform von Inönü. Unter der 
Führung von C. Bayar erkliirten sich A. Mende
res, F. Köprülü und R .  Kora/tan in einer »4er 
Deklaration « als Dissidenten. Dies führte zu ih
rem AusschlufS und anschliefSend zur Gründung 
der -> DEMOKRATISCHEN PARTEI ( ı ) .  Bei den allge
meinen Wahlen desselben Jahres erhielt die CHP 
396 Sitze. Schwere Anklagen wegen Wahlfiil
schungen führten innerhalb der CHP zu einer aus 
36 jüngeren Abg. bestehenden neuen Oppositio
nellengruppe, der es gelang, die Regierung Peker 
zu stürzen. Die darauf folgenden Regierungen 
von H. Saka und S. Günaltay nahmen einen 
grofSen Teil der »35er« u. a. N. Erim in ihre 
Kabinette auf. Die ersten freien Wahlen vom 
14. 5. 19 50 brachten für die CHP eine Niederlage 
(41,05 % der Stimmen, aber nur noch 67 Sitze) 
und versetzte sie nach 2 7 Regierungsjahren erst
mals in die Rolle der Opposition. Wiihrend sich 
der Machtwechsel reibungslos vollzog, kam es 
von ı 9 5 3 an zu immer gröfSeren Divergenzen 
zwischen Regierung und Opposition. Die DP 
schlofS die von der CHP mit staatlichen Mitteln 
aufgebauten kulturellen Zentren, die sogenann
ten » Volkshiiuser«, und liefS unter dem Vorwand 
von Steuerschulden die Parteizeitung •Ulus<, die 
Parteidruckerei und sonstige Immobilien der 
CHP beschlagnahmen. Die Wahlen von 1954 
brachten aufgrund der spezifischen Form der 
Mehrheitswahl erneut grofSe Verluste für die 
CHP (36,34 % der Stimmen, 3 ı Sitze) und auch 
1957 erhielt sie für 41,03 % derStimmennur 1 78 
Sitze (DP: 4 1,9 1, aber 424 Sitze). 

Nach der Revoluıion vom 27. 5. 1960 wurde 
das parreipolitische Leben vorübergehend sus
pendiert, doch war die CHP durch ein Kontingent 
von 49 Mitgliedern in der anı 5. ı .  196 1 gegrün
deten Konstiruante vertreten und konnte einen 
grofSen Teil ihrer traditionellen Zielsetzungen in 
der neuen Verfassung verankern. 

Mit dem Inkrafttreten der neuen Verfassung 
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und vor ailem des Verhaltniswahlsystems begann 
für die CHP die Phase der Koalitionsregierungen. 
AnlaRlich der allgemeinen Wahlen von 196 1 er
zielte sie 36,7% der Stimmen (173 Sitze) und 
wurde damit knapp die starkste Partei. Obwohl 
die drei rechten Parteien (AP, YTP und CKMP) 
eine Koalitionsregierung hatten bilden können, 
wurde auf Veranlassung der im Hintergrund akti
ven militarischen Krafte anı 20. l r .  196 1 eine 
groRe Koalition mit qer. GERECHTIGKEITSPARTEI 
(AP) unter Vorsitz von 1. lnönü gebildet, die sich 
jedoch bereits anı l .  6. 1962 wieder auflöste. Die 
CHP ging daraufhin eine Koalition mit der Nwrn 
TüRKEI PARTEI (YTP) und der REPUBLIKANISCHEN 
NATIONALEN BAUERNPARTEI (CKMP) ein, die bis 
zum r 7. r 2. r 96 3 �estand hatte. 

Erneut wurde Inönü mit der Regierungsbil
dung beauftragt. Als sich samtlichı; Parteien einer 
Koalition verweigerten, gelang es lnönü mit Hilfe 
einer Gruppe von Unabhangigen anı 4. r .  1964 
die erste Minderheitsregierung zu bilden, die sich 
aber gegenüber der geschlossenen Opposition der 
anderen Parteien auf die Dauer nicht behaupten 
konnte; wahrend der Haushaltsdebatte im Febru
ar 1965 wurde sie mit 225 gegen 197 Stimmen 
zum Rücktritt gezwungen. 

Die der CHP oktroyierte undankbare Aufgabe, 
kurzfristige Koalitionen zu bilden und sich lang
sam bemerkbar machende ideologische Trends 
innerhalb der Partei ha ben von 1962 an innerpar
teiliche Konflikte und Spannungen, spater Spal
tungen hervorgerufen. Wegen ihrer Kritik an 
mangelnder innerparteilicher Demokratie und 
der Entfremdung der Parteiorganisation von der 
Wahlerschaft wurden 1962 vier Wortführcr der 
innerparteilichen Opposition, K. Gülek, N. Erim, 
A. Doğan und M. Göle für ein Jahr aus der Partei 
ausgeschlossen. Eine zweite Krise, deren AnlaR 
eine angebliche Zusammenarbeit von Parteiange
hörigen und führenden Offizieren war, führte 
wiederum zu Ausschlüssen und Disziplinarstra
fen. Unter der Beschuldigung, eine diktatorische 
Ordnung einführen zu wollen, wurden Gülek 
und Doğan jetzt für immer, K. Esengin und C. 
Sungur für ein Jahr aus der Partei ausgeschlossen. 

Der wesentliche Wendepunkt für die CHP kam 
Ende 1965. Nachdem die erste sozi:ılistische Par
tei, die TüRKISCHE ARBEITERPARTEI (TIP) in das Par
lament einziehen konnte, erklarte İnönü aus eige
ner Machtvollkommenheit, die CHP stehe ,,]inks 
vom Zentrum« .  Innerhalb der sich daran an
schlieRenden Diskussion wurde diese Standortbe
stimmung nicht im Sinne einer Identifikation mit 
bestimmten Klassen, sondern lediglich als eine 
neue Betonung der drei Grundprinzipien der CHP 
- Etatismus, Populismus und Reformismus - aus
gelegt. 

Die Wahlen von 1965 brachten der CHP eine 
neue Niederlage: 28 ,7 % der Stimmen ( 143 Sitze). 
Dies wiederum führte zu neuen Auseinanderset
zungen innerhalb der Partei zwischen der sog. 
»78er« -Gruppe unter Führung von T. Feyzioğlu 
und der »Links vom Zentrum«-Gruppe, geführt 

von Ecevit. Die Wahl Ecevits zum Generalsekre
tar verhartete noch den Widerstand der » 7 Ser« ,  
die sich jetzt , ,  Rechts vom Zentrum" nannten. Als 
der a uRerordentliche ParteikongreR vom 
28 . 4. 67 keine Einigung brachte, verlieRen 3 3 
Abg. und l 5 Senato ren die CHP und gründeten 
anı 30. 4· 1967 die VERTRAUENSPARTEI (GP, � RE
PUBLIKANISCHE VERTRAUENSPARTEI) . Nach diesem 
Schritt schwenkte die CHP definitiv auf den 1 96 5 
angebahnten Linkskurs ein, der auf dem KongreR 
vom Oktober 1968 auch in dem Programın » Für 
eine neue soziale Ordnung« seinen Niederschlag 
fand. Der XX. ParteikongreR vom Juli 1970 be
schloR, das bürokratische Gesicht der CHP abzu
schaffen und die Fusion zwischen Kadem und den 
Volksschichten auf breitester Basis zu verwirkli
chen. 

Die militarische Intervention der Armee vom 
12. 3. r97 1, bei der zwar die politischen Parteien 
nicht suspendiert, aber eine »neutrale, technokra
tische« Regierung ernannt und S. Demirel zum 
Rücktritt gezwungen wurde, führte innerhalb der 
CHP zu einer neuen heftigen Krise. Wahrend 
İnönü die Einmischung der Armee als eine an
nehmbare Zwischenphase der Demokratie be
wertete und das Angebot der milirarischen Kom
mandanten an Erim, eine »Überparteiliche Regie
rung« zu bilden, willkommen hieR, bezeichnete 
Ecevit diese Lösung als einen Versuch, eine Junta, 
ahnlich der in Griechenland herrschenden, zu 
errichten. Er trat von seinem Anıt als Generalse
kretar zurück, die CHP nahın an der überparteili
chen Regierung Erim mit 5 Parlamentariern teil. 
Aber schon auf dem V. AuRerordentlichen Kon
greR im Mai 1972 konnte Ecevit .sich mit 709 
Stimmen gegenüber 503 gegen Inönü wieder 
durchsetzen, letzterer schied daraufhin aus dem 
Parteivorstand aus. �m 14.  5. 1972 wurde Ecevit 
nach Atatürk und lnönü zum dritten Vors. der 
CHP gewahlt. 

Bei den Wahlen von 1 973 gelang es der CHP, 
ihre Stimmenzahl auf 33,2 % ( 185 Sitze) zu erhö
hen. AnlaR!ich des Satzungskongresses vom Juni 
r974 wurde in Art. 2 für die CHP die Bezeich
nung »demokratisch linke Parteİ « festgelegt. -
Die Koalitionsregierung nach den Wahlen von 
1973 zwischen der CHP und der pro-islamischen 

� NATIONALEN WoHLFAHRTSPARTEI war nicht von 
Dauer. Die Regierung Ecevit demissionierte anı 
1 8 . 9. 1974 und kam erst anı r .  r .  r978 mittels 
einer neuen Koalition, diesmal mit unabhangigen 
Parlamentariern, wieder an die Macht. Nach den 
schlechren Ergebnissen bei den Teilwahlen vom 
1 4. 10. 1979 trar Ecevit kurz darauf erneut zu
rück. 

Aufgrund ihrer entscheidenden Mitwirkung an 
der Staatsgründung und dem anschlieRenden Re
formwerk sowie an dem Übergang zu einem 
Mehrparteiensystem kommt der CHP eine Son
derstellung zu. Unterstrichen wird diese Posirion 
noch durch das klare Bekenntnis zur Demokratie 
und die Ent'scheidung für eine sozialdemokratisch 
gepragte Politik, der die CHP damit zur Legiti-



mierung im politischen Leben der Türkei verhalf. 
Die politische Szene in der Türkei kann man als 
ein W echselspiel zwischen einer die Zentralge
walt stiirkenden und einer liberal-konservativen 
Front charakterisieren. Die CHP hat dabei bis 
zum heutigen Tag den ersten Prototypus verkör
pert. Seit ihren Anfiingen als Sammelbecken der 
zivilen und militiirischen Bürokratie angesehen, 
hat sie ihre Anziehungskraft stets auf die gemii
lligte stiidtische lntelligenz, das Beamtentum, die 
GroR- und Kleinstadtbourgeoisie ausgeübt. Nach 
der Wende l 96 5 begann sich das Profil der CHP 
zu iindern, sie bekam einen breiteren Unterbau 
aus vor ailem nicht radikalen Gewerkschaftsmit
gliedern der neuen Industriearbeiterklasse und 
der für den Markt produzierenden Bauernschaft. 
Ihre Hochburgen hat sie jedoch immer noch in 
den Gro/Sstiidten. 

Kemal Pascha, Die Neue Türkei, 1 9 1 9- 1 9 27. Rede gehalten anı 
1 5 .-20. 0krober 1 9 2 7 ,  1 928 ;  H.  Melzig, Kam31 Atatürk. Unter
gang und Aufstieg der Türkei, 1 9 3 2 ;  E. D. Smith, Turkey. Origins 
of the Kemalist movemcnt and the Government of the Grand 
National Assembly, 1 9 1 9- 1 9 2 3 ,  Washington, D.C. r 9 59; 1.  Girit
l ioğlu, Türk Siyasi Tarihinde C.H.P. mevkii, Ankara 1 9 6 5 ;  Lord 
Kinross, Ataturk. A Biography of Mustafa Kemal, father of 
modern Turkey, New York 1 9 6 5 ;  N. Abadan, Atatürk. in: H. 
Maier (Hg. ) ,  Politiker des 20. Jahrhunderts, 1 970, S. 1 4 3 - 1 5 5 ;  S. 
Kili , Cumhuriyet Halk Partisinde Gelişmeler, ı 960- ı 97  5, Boğazi
çi Üniversitesi, Istanbul 1 9 7 5 ;  H. Biti, CHP Tarihi, 1 9 1 9- 1 979, 
Ankara 1 979. 

Sozialistische Revolutions-Partei (SDP, Sosya
list Devrim Partisi ) .  Unabhiingig, anti-Moskau 
orientiert. 

Gründung: l 97 5. Inoffiziell als Fortsetzung der 
von M. A. Aybqr gegründeten --> TORKISCHEN 
ARBEITERPARTEI (TIP) betrachtet. Vors. war Aybar 
von 1962- 1978, sein Nachfolger ist C. Bıçakçı. 
Die SDP behauptet, allein den wissenschaftlichen 
Sozialismus zu vertreten. Satzungsgemii/S müssen 
auf jeder Ebene mindestens zwei Drittel der Mit
glieder körperliche Arbeit Ieistende Werktiitige 
sein. Die allgemeine Politik der Zentrale wird 
durch alle sechs Monate zusammentretende unte
re Gremien bestimmt. Damit will die Partei ihre 
sozialistische Organisationsform, eine zentralisti
sche Demokratie, betonen. Die Partei bezeichnet 
sich als Antipode eines sowjetischen Sozialismus 
und vertritt ein europiiisches, humanistisches, so
zialistisches Modeli. 

in ihrem Wahlprogramm betont die SDP vor 
allem die nationale Unabhiingigkeit und bezieht 
sowohl gegen den kapitalistischen als auch den 
sozialistischen Imperialismus Stellung. 

Türkische Arbeiterpartei (TİP, Türkiye İşçi  
Partisi). 

Die erste marxistisch orientierte sozialistische 
Partei, die eine parlamentarische Fraktion zu bil
den vermochte, wurde nach Inkrafttreten der 
Verfassung von 196 1 anı 13. 2. 196 1 in lstanbul 
von l 2 Gewerkschaftlern gegründet, darunter K. 
Türkler, R .  Kuas, S. Yıldız, I. Güzelce, K. Nebio
ğlu, A. Erakalın. Letzerer wurde zum Vors. ge
wiihlt. Nach einer stagnierenden Anfangsperiode 
übernahm im Februar 1962 ein ehemaliger Do-
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zent der Juristischen Fakultiit von lstanbul, M. A .  
Aybar, d e  Vorsitz. 1963 erhielt die Partei durch 
den Übertritt von zwei Senatsmitgliedern, N. 
Ağırnaslı und E. Çağa, eine parlamentarische 
Vertretung. 

Die allgemeinen Wahlen von 1965 ermöglich
ten zum ersten Mal in der Türkei einer au/Serhalb 
des Parlamentes entstandenen Partei eine parla
mentarische Fraktion zu bilden. Mit Hilfe des 
Sl!lgans »Boden und Arbeit für alle« gewann die 
TIP, bei den allgemeinen Wahlen von 1965 
2,97 % der Stimmen und l 5 Sitze dank der Rest
stimmenverteilung als Bestandteil des damals gül
tigen Proporzsystems. 1965-68 konzentrierte 
sich die Führung der Partei auf Begriffe wie De
mokratie, Unabhiingigkeit, Sozialismus. Dabei 
geriet Aybar, der offen die These eines »liicheln
den humanistischen Sozialismus« vertrat und sich 
gegen Kontakte der Partei mit früher tiitigen, 
illegalen !inken Gruppen wandte, in zunehmende 
Isolierung. Ihm gegenüber verteidigten S. Aren 
und B. Boran die entscheidende Rolle des Proleta
riats. 

Nach den Wahlen von 1969, bei denen das 
Reststimmenverteilungssystem abgeschafft wor
den war, erzielte die TİP für 2,7 % der Stimmen 
lediglich 2 Sitze. Die innerparteiliche Spannung 
nahın sichtbar zu. Aybar legte den Vorsitz nieder, 
sein Nach.folger wurde 1970 Boran. 1972 sah 
sich die TIP seitens der Staatsanwaltschaft einer 
Anklage wegen verfassungswidriger Aktionen 
ausgesetzt. Sie wurde beschuldigt, sezessionisti
sche Bestrebungen im Üsten zu hegen und den 
Kommunismus auf ethnischer Basis zu propagie
ren. Die Parteiführung wurde von Gerichten des 
Ausnahmerechts zu 6-15jiihrigen Gefiingnisstra
fen verurteilt, die Partei aufgelöst. Durch die Am
nestie von l 97 4 wurden diese Strafen aufgeho
ben. Inzwischen war die Partei unter Verwendung 
des alten Namens anı 3?· 4. l 973 neu gegründet 
worden. Die heutige TIP folgt vorwiegend der 
Moskauer Linie. Der jetzige Vorstand ist Frau B. 
Boran, die auch für einen Senatssitz bei den Wah
len von l 979 in Istanbul kandidiert hat. 

Die heutige TİP tritt auf wirtschaftlichem Ge
biet für eine Bevorzugung des öffentlichen Sek
tors und weitgehende Sozialisierungsma/Snahmen 
ein. Um die Partei vor einem Neo-Kolonialismus 
zu bewahren, widersetzt sie sich dem Eintritt in 
die EG. Au/Senpolitisch vertritt sie einen nationa
len, unabhangigen und pazifistischen Kurs und 
verwirft Militiirstützpunkte und Mitgliedscha.ft 
in der NATO. in Zypern befürwortet die TIP 
einen unabhiingigen, blockfreien, multikantona
len zypriotischen Staat ohne militiirische Stütz
punkte. Die Partei erzielte regionsmaRig bis heute 
(seit 1973) die höchste Stimmenquote mit 4,5 % 
im östlichen Mittelanatolien und 4,2 % im Mar
maragebiet. Sie erhielt mehr Stimmen in den Stiid
ten als auf dem Land, es gelang ihr jc;doch nicht, in 
das Parlament einzuziehen. - Die TIP lehnte ı 979 
eine Zusammenarbeit mit der ebenfalls Mos
kauorientierten --> TüRKISCHEN SozıALISTISCHFN 
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ARBEITER PARTEI (TSIP), mit der sie in bezug auf 
Taktik und Praxis Meinungsunterschiede hat, ab. 
Sie verlangte von dieser Partei einen ,, AnschluR« ,  
wahrend die TSIP nur zu einer » Union« bereit 
war. 

Die Partei gibt wöchentlich zwei Zeitschriften 
heraus: >Görev< und >Yürüyüş<. AuRerdem er
scheinen zwei monatliche Zeitschriften: >Çark< 
und >Yurt ve Dünya<, 

A. Ons al, La Parti Ouvrier T urque, Diss. unveröffentlicht, Paris 
1970;  ]. Landau, Radical Politics in Modern Turkey, Leiden 
1974.  

Türkische Sozialistische Arbeiterpartei (TSIP, 
Türkiye Sosyalist işçi Partisi). 

Die TSIP vertritt, ahnlich wie die TORKISCHE 
ARBEITERPARTEI, die Linie der sowjetischen 
KPdSU. Zusatzlich legt sie besonderes Gewicht 
auf die ethnische Autonomiefrage. Das Wahlmo
tiv der Partei ist » Einheit für den Sozialismus« .  
Auf den Wahllisten der TSIP stehen auch unab
hangige sozialistische Kandidaten. So unterstütz
te sie den von der illegalen Türkischen Kommuni
stischen Partei lancierten Kandidaten in lstanbul. 

Die Partei setzt sich für gleiche Rechte für die 
verschiedenen ethnischen Gruppen, vor ailem für 
die Kurden, ein und verlangt die Anwendung der 
Grundsatze von Helsinki. Der Vors. der TSIP, A.  
Kaçmaz, kandidierte bei den Teilwahlen von 
1979, bei denen die TSIP l ,3 1  % der Stimmen 
erhielt, nicht. 

Die Partei verfügt über die Tageszeitung 
>Gerçek<. 
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Türkische Unionspartei (TBP, Türkiye Birlik 
Partisi). Die sich als » progressiv, reformfreudig 
und kemalistisch« bezeichnende Partei ist als Ver
treterin der Alevi ten, den türkischen Schiiten, von 
dissidenten Mitgliedern der NATIONALPARTEI anı 
17. ı o .  196 6  in Ankara unter der Bezeichnung 
ÜNIONSPARTEI (Birlik Partisi) gegründet worden. 
Die Partei gilt als ausgesprochen links; obwohl sie 
sich nach geringem Wahlerfolg auch anderen 
Gruppen zuwandte, ist ihre Resonanz bis zum 
heutigen Tage begrenzt geblieben. 

1969 gewann die TBP 2,8 % der Stimmen und 
8 Sitze. Diese Quote sank 1973 auf 1,1 %, bei den 
Senatswahlen von 1975 auf 0,5%. Nichtsdesto
weniger stellte die TBP bei den Wahlen von 1979 
in 30 Provinzen Kandidaten auf. 1973 gewann sie 
mit 4,9 % in Ostanatolien die meisten Stimmen. 

Als die parlamentarischen Vertreter der TBP 
den 4 l Abg. der GERECHTIGKEITSPARTEI, die 1970 
aus ihrer Partei ausgetreten waren, Unterstützung 
gegenüber Demirel anboten, führte dies in der 
Basis der TBP zu solchen Divergenzen, daR die 
Parlamentarier aus der Partei ausgeschlossen 
wurden. 

AnlaRlich der Wahlen von 1973 beschloR die 
Partei, ihrem Namen das Adjektiv » türkisch« 
hinzuzufügen. Ihr Ziel, die türkischen Links-In
tellektuellen um sich zu sammeln, erreichte sie 
jedoch nicht. Hochburg der TBP, die zur Zeit 
über keinen Vertreter im Parlament verfügt, ist 
Sivas. 

Presse: Monatliche Zeitschrift >Birlik<. 
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